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W Schwerpunktaufgabe 
**tit absoluter Priorität 
j^ilienpolitik 
n der 10. Legislaturperiode 

sckjamÜie als die elementare Lebens- und Erziehungsgemein- 
Sta*7 b*ldet das Fundament unserer Gesellschaft und unseres 
*e b8, Nachdem die CDU nach 13jähriger Opposition wieder 
regj e§ierungsverantwortung übernommen hat, sieht die Bundes- 
*bL?itUll8 >n der Familienpolitik eine Schwerpunktaufgabe mit 
D.S0hjter Priorität. 
^?.mi,ienfeindliche Politik der SPD ging zu Lasten vieler 
Srbl      ' Die von der sozial-liberalen Regierung übernommene 

Ust, bedarf familienpolitischer Korrekturen. 

*!* Situation: 
b.Uckgang der Geburtenrate 
tenr   

Utldesrepublik Deutschland hat schon seit Jahren die niedrigste Gebur- 
ten „• der Welt. Wenn es bei der negativen Geburtenentwicklung bleibt, wer- 
tisch 1Ch ab dem Jahre 2000 die Probleme in der Rentenversicherung drama- 

Verschärfen. 
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Während heute auf 100 Aktive 45 Rentner kommen, wird es im Jahr 203° 
so viele Rentner wie Beitragszahler geben. Entweder müssen die Beitrag 
zum Jahre 2030 auf 35% erhöht oder aber es muß das Rentenniveau von ^ 
heute auf 25% abgesenkt werden. Wenn es gelingen würde, hinsieht!»0" J< 
Geburtenzahlen wieder das Niveau des Jahres 1970 zu erreichen - &:j 
800000 heute 600000 Geburten - und zu stabilisieren, könnte allein &6\ 
das Ansteigen der Beiträge in der Rentenversicherung um etwa 8 bis 9^f 

ziert werden. 

Familien mit mittlerem Einkommen 
Der Geburtenrückgang hat vor allem soziale Gründe. Im dritten FarnÜie .j,: 
rieht der damaligen Bundesregierung haben die Sachverständigen festg«8^. 
„Kinder zu haben, bedeutet — gemessen an den zu ihrer Versorgung vef

al)f 
baren Einkommen —, einen nicht unerheblichen Verzicht der FamÜien 

materiellen Wohlstand." 
MV 

Eltern mit mittlerem Einkommen müssen immer wieder feststellen* j, 
Freunde und Bekannte, die keine Kinder zu versorgen haben, sich einen 
höheren Lebensstandard leisten können. Heute sind bei den jüngeren % 
paaren ohne Kinder beide Partner berufstätig. Wenn sich Eltern, die miVjeii. 
Kindern zusammen von einem Einkommen leben, mit ihnen vergieß f 
müssen sie feststellen, daß sie weit zurückliegen. Der Abstand im Pr°'* Jn 
Einkommen jüngerer Eltern, bei denen nur ein Partner berufstätig «st'% 

Pro-Kopf-Einkommen von Kinderlosen hat sich deutlich vergrößert- 

Die Ausbildung dauert heute länger 
Die Zeitspanne, in der Eltern für ihre Kinder finanziell zu sorgen haben.  -, 
sich verlängert. Die Schulpflicht endet nicht mehr mit dem 8., sondern 
dem 10. Schuljahr; der Anteil eines Jahrgangs, der die Hochschule oder \  , 
hochschule besucht, hat sich seit 1960 um das zweieinhalbfache verg'0'  fl 

Früher haben viele Kinder nach dem Abschluß der Lehre zum Einkon111 

der Familie beigetragen. Das ist immer mehr zurückgegangen. 

Statt dessen müssen heute weit mehr Eltern noch lange, nachdem ihre tf"1 

erwachsen sind, Zeiten der Ausbildung finanzieren. 
2 A 
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^hn- l" und Einkommensteuer 
koj^, ge Eltern für ihre Kinder sorgen müssen, sind sie bei der Lohn- und Ein- 
% d

ensteuer benachteiligt. Während sonst die Faktoren berücksichtigt wer- 
^rJle

le zu emer Verminderung der steuerlichen Leistungsfähigkeit führen, 
halt n Mästungen durch den erforderlichen Aufwand für den Lebensunter- 

nd für die Betreuung von Kindern kaum berücksichtigt. 

ter 
steuertiche Belastung des verfügbaren Einkommens ist deshalb bei El- 

' Klange sie für ihre Kinder zu sorgen haben, höher als bei anderen. 

reld £ erl°ses Ehepaar wird künftig meist zwei volle Renten haben, wäh- 
^ W . n mit einer Rente auskommen müssen oder die zweite Rente durch 
^irtSc?n,§en Versicherungsjahre sehr gering ist. Diejenigen, die für Kinder 
h ge 

aftHch Verzicht geleistet haben, müssen zugunsten der Kinderlosen ei- 
\ ^ringe Alterssicherung in Kauf nehmen, obwohl es ihre Kinder sind, die 
*iCrt ,rutt°sozialprodukt erarbeiten, aus dem die Renten und Pensionen finan- 

Werden. 

K Asches Viereck 
%n 

Undesminister für Jugend, Familie und Gesundheit, Dr. Heiner Geißler, 
ety. ^die wichtigsten Aufgaben in der Familienpolitik das „Magische Vier- 

J***» gehört: 
^ ^utterschaftsgeld als Einstieg zum Erziehungsgeld 
^    e'orm des Familienlastenausgleichs 
^ ^lerkennung von Erziehungsjahren 

^.       ei*einbarkeit von Familie und Beruf 
'hre f!rm Ja zur Familie und der Anerkennung ihrer Leistung werden Familien 

^   r dJe Kinder und die Gesellschaft so wichtige Aufgabe erfüllen können. 

tu» WerPunkte auf der Grundlage der Regierungserklärung für diese Legisla- 
rperiodesind: 
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Kindergeldleistungen 
Eine wichtige Konsequenz bei den Beschlüssen für den Haushalt 1984»* ^ 
Tatsache, daß die Kindergeldleistungen im Etat des Ministers für Jugeflftl 
milie und Gesundheit nicht gekürzt worden sind. Es ist der einzige B&elC u. 
nerhalb der Sozialleistungen, der von Sparmaßnahmen ausgenommen ^ü 

Allein durch den Rückgang der Kinderzahlen gehen die KindergeldauSjj $ 
1984 um 800 Millionen DM zurück, ohne daß an Kindergeld *u<* ^i 
1 Pfennig gekürzt wird. Dies ist ein Alarmzeichen. Die so eingesparten ^ ^ 
müssen ab 1985 in vollem Umfang zusätzlich für den FamilienlastenäuSg 

eingesetzt und dürfen nicht für andere Zwecke verwendet werden. 

Lastenausgleich durch Familiensplitting 
Notwendig ist eine umfassende Reform und ein weiterer Ausbau des   ^ 
lienlastenausgleichs. Ausgangspunkt der Neugestaltung ist die Not^e. jf 
keit, die Lohn- und Einkommensteuer familiengerecht zu gestalten. Au.c ^ 
Familien muß der Grundsatz der Besteuerung nach Leistungsfähig^1 

wirklicht werden. „ 

Diesem Ziel soll das Familiensplitting dienen, das in dieser LegislaturP*j> 
eingeführt werden soll: Wer Kinder hat, soll weniger Steuern zahlen als 

nige, der keine Kinder hat. Das gilt auch für Alleinerziehende. 
«A Wirksame Entlastung der Familien bei der Lohn- und Einkommensteuer $ 

ein Volumen von mehreren Milliarden DM voraus. Deshalb muß ^»4 
Einführung des Familiensplittings im Zusammenhang mit der Neuges^l j 
des Lohn- und Einkommensteuertarifs sehen, die vom Bundeskanzler6 m 
wie das Familiensplitting bereits in seiner Regierungserklärung ange^ü 

worden ist. 

Das Familiensplitting wird als wesentliches Element bzw. als der entsd1* ^ 
de erste Schritt der notwendigen allgemeinen Entlastung bei der Steuer a 

sehen. 
4 A 
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^tterschaftsgeld 
CBeSchlüsse zum Mutterschaftsgeld haben zu vielen Stellungnahmen ge- 
geJ;• ^b 1. Januar 1984 ist eine Verringerung der Leistungsdauer und des Ta- 
M3es vorgesehen. Zugleich ist ab dem 1. Januar 1987 vorgesehen, das 
sejL erschaftsgeld auf alle Mütter auszudehnen. In Zukunft sollen auch die 
k!tändi8 erwerbstätige Frau und alle Hausfrauen Mutterschaftsgeld be- 

men. Dies ist ein Beitrag zur Gleichbehandlung aller Frauen. 

~*eute werden etwa 50% der Frauen, die ein Kind bekommen von dieser Hilfe 
geschlossen, darunter viele mit einem sehr niedrigen Einkommen. Darüber 
jl^is wird die Bundesregierung ein Erziehungsgeld einführen, sobald die 

nan*lage dies zuläßt. 

^kennung von Erziehungsjahren 
tiJ.Binder erzieht, leistet damit auch einen wichtigen Beitrag für die Ge- 
i„ Schaft und die Sicherung des 3-Generationen-Vertrages. Die Tätigkeit 
W.er Familie und für die Kinder ist der Erwerbstätigkeit gleichwertig. Des- 
die A

Wlrd nicht nur ein Erziehungsgeld für Kinder oder Väter, sondern auch 
Site erkennung von Erziehungsjahren in der Rentenversicherung für den 
die gfkU, der sich der Erziehung seiner Kinder widmet, verwirklicht, sobald 

»nanzlage dies zuläßt. 

h 

5 entenversicherung 
*'ehu Juni 1983 hat die Bundesregierung als ersten Schritt beschlossen, die Er- 
Q eines Kindes bis zum 5. Lebensjahr bereits jetzt bei der Berufs- und 
Prin! SUnfahigkeitsrente zu berücksichtigen. Damit wird bereits jetzt dem 
Versich entsProcnen> daß nicht nur Zeiten der Kindererziehung in der Renten- 
K       «rung anerkannt werden. 

Alte
Vle,e Frauen ergab sich bisher eine Benachteiligung daraus, daß für das 

kon^
ruhegeld   15   Beitragsjahre  erforderlich  waren.   Diese  Voraussetzung 

ten bisher viele Frauen deshalb nicht erfüllen, weil sie über lange Jahre 
k. 5 
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zugunsten der Erziehung ihrer Kinder auf eine Erwerbstätigkeit verzieh^ ^ 
ben — ohne, daß dies durch eine Anerkennung von Erziehungsjahren ,n 

Rentenversicherung berücksichtigt wurde. 

Die Bundesregierung hat daher die Wartezeit von 15 auf 5 Jahre verk,lr$ 
d. h. in der Zukunft können z. B. Frauen und Männer schon dann ein A   . 
ruhegeld erhalten, wenn sie 5 Jahre Pflichtbeiträge in der Rentenversicl* 
entrichtet haben. 

Familienfreundliche Gestaltung der Arbeitswelt 

Die Bundesregierung geht von einem Bild der partnerschaftlichen Fan 

aus. Die Ziele 

— Gleichberechtigung 
— Partnerschaft 
— Wahlfreiheit 

P 
setzen eine familienfreundliche Gestaltung der Arbeitswelt voraus. PaS A 
sammenleben in Ehe und Familie wird entscheidend durch die Bedingen- 
der Arbeitswelt geprägt. Zu einer familienfreundlichen Arbeitswelt gehj?. ^ 
ne größere Flexibilität bei der Entscheidung über die Arbeitszeit, die F0^ 
rung der Teilzeitbeschäftigung und die Verbesserung der Chancen für Fra fl. 
und Männer, wieder aussichtsreich in den Beruf zurückkehren zu köflAjr 
nachdem sie sich eine Zeitlang ganz den Kindern oder pflegebedürftig60 

gehörigen gewidmet haben. 

Der Bundesinnenminister ist vom Kabinett beauftragt worden, die bea^ % 
rechtlichen Voraussetzungen für mehr Teilzeitarbeitsplätze zu schaffen u*1 | 
noch bestehende gesetzliche Hindernisse aus dem Weg zu räumen. ^^ 
ner Umfrage, die der Arbeitsminister von Baden-Württemberg, ^jf..^' 
Schlee, in Auftrag gegeben hat, sind zwei Drittel aller Frauen für eine r°' \. 
rung der Arbeitsteilung (Jobsharing). Aber auch ein Viertel der Männer' 
len Jobsharing praktizieren. Deshalb müßten die Strukturen auf dem AfJ'-J 
markt mit dem Ziel aufgebrochen werden, das Arbeitsleben vielgesta 

und flexibler zu gestalten. 6 J 
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Parität der Familie stärken 
^nU . e gehören nicht nur Eltern mit ihren kleinen Kindern. Soziologen 
'nün n n8st nicht mehr nur über die 2-Generationen-Familie nach. „Gerade 
^Utte

erer ^e*1 s°h"te die Familie Geborgenheit und Zufluchtsstätte für Vater, 
^> ah Unc* Binder — und besonders für die heranwachsenden Jugendlichen 
sein <<er auch für die ältere Generation, die Großeltern und Urgroßeltern 

ru   
ÖUndesregiening will deshalb mit Maßnahmen der Wohnungsbauförde- 

Da*. leichtern, daß mehrere Generationen, wenn sie es wollen, unter einem 
ge    .feben können. So wird die Solidarität der Familie gestärkt und die ge- 

zeitige Hilfe erleichtert. 

^iiii" k*1) aucn der Bundeswettbewerb „Familienwohnung und Familien- 
^teK tragen' den der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
ges^ .au, und der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit aus- 
die$eMben haben- Der vierte Familienbericht, den die Bundesregierung in 
der 3it 

e8'slaturperiode vorlegen wird, wird sich insbesondere mit der Lage 
^iten

eren Menschen in der Familie beschäftigen. Es müssen mehr Möglich- 
v%a 

§escnaffen werden, daß alte Menschen so lange wie möglich in ihrer 
"ntere

Uten Umgebung bleiben können, daß die Verbindung der Generationen 
,nander erhalten bleibt und gestärkt wird. 

Da«, Ungeborene Leben besser schützen 
£$ge,.. 
Uben 

0rt zu einer Gesellschaft der Mitmenschlichkeit, daß das ungeborene 
%in ' We'ches besonders auf Hilfe angewiesen ist, besser geschützt wird. Be- 

eSserlUncl Hilfe für schwangere Frauen in Konfliktsituationen müssen ver- 
^nde 

Werden. Eine interministerielle Arbeitsgruppe unter Federführung des 
SatHme

Sministers für Jugend, Familie und Gesundheit erarbeitet in Zu- 
Vti pnarbeit mit Kirchen, Wohlfahrtsverbänden, Ländern, Ärzten und wei- 

gerten dazu Vorschläge. 
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Familienpolitik: Schon jetzt 
Die Bundesregierung sieht in dem Wahlergebnis vom 6. März den Aufl* ZD 
diese Legislaturperiode, den Familien zu helfen, das ungeborene p? en 
schützen, die Gleichberechtigung der Frauen zu verbessern und die a ,|, 
Mitbürger in die Mitverantwortung und die Mitgestaltung unserer & 
schaft einzubeziehen. Mit ihren familienpolitischen Entscheidungen & ( 

Bundesregierung schon jetzt entscheidende Verbesserungen erreicht vi 
Weichen für eine bessere Zukunft der Familie gestellt. 
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